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                                           Vorgelegt durch das den BLAC-Vorsitz füh-
                                                   rende Ministerium für Landwirtschaft und

                                                   Umwelt des Landes Sachsen-Anhalt
Über die Tätigkeit des Bund-/Länderausschusses Chemikaliensicherheit (BLAC) seit Beginn der Berichterstattung zur 59. UMK ist Folgendes zu berichten:

1. Sitzungen des BLAC und seiner Arbeitskreise

Im Berichtszeitraum tagten der BLAC und seine Arbeitskreise wie folgt:

	Arbeitsgremium
	Vorsitz
	Sitzung
	Sitzungstermin
	Sitzungsort

	BLAC
	ST
	13. Sitzung

14. Sitzung
	03./04.04.2003

07./08.10.2003


	Magdeburg

Magdeburg

	AK "Fachfragen und Vollzug"
	BY
	Sitzung 1/2003

Sitzung 2/2003


	11./12.03.2003

16. und 18.09.2003


	München

Augsburg

	AK "Chemikalienrecht"
	BMU
	13. Sitzung

14. Sitzung


	27./28.03.2003

25./26.09.2003
	Hamburg

Speyer

	AK "GLP und andere Qualitätssiche-rungssysteme"


	SH
	11. Sitzung
	13./14.05.2003
	Hamburg


2. Schwerpunktthemen

Der BLAC hat sich schwerpunktmäßig mit folgenden Themen befasst:

2.1 Arzneimittel in der Umwelt

Die 53. UMK hatte beschlossen, „im Rahmen von Untersuchungsprogrammen des Bundes und der Länder einjährig ab Sommer 2000 das Auftreten von Arzneistoffen aus der Verwendung von Human- und Tierarzneimitteln sowie pharmakologisch wirksamen Futtermittelzusatzstoffen festzustellen, um ein möglichst repräsentatives Bild der Umweltbelastung durch diese Stoffe zu erhalten.“
Das Untersuchungsprogramm wurde in Zusammenarbeit von Bund und Ländern im Rahmen der laufenden Untersuchungsprogramme in den Jahren 2000/2002 durchgeführt. Anfang 2002 waren die Messungen abgeschlossen

Mit Umlaufbeschluss 16/2002 hat die ACK den BLAC gebeten, die Untersuchungsergebnisse in Abstimmung mit LAWA, LABO, LAGA, AOLG und ArgeVet zu bewerten und der 60. UMK über die Ergebnisse zu berichten.  

Dazu wurde eine ad hoc-AG des BLAC unter Leitung von HH eingerichtet, in der die o. g. Ländergemeinschaften sowie die Bundesoberbehörden BVL, BfArM und das UBA vertreten sind.

Die Aufbereitung, Prüfung und Auswertung der Datensätze gestaltete sich wegen der Vielzahl der Daten und der notwendigen Abstimmung mit den beteiligten Gremien sehr aufwendig, so dass der nach 7 Sitzungen erarbeitete und abgestimmte Bericht nach Kenntnisnahme durch den BLAC erst der 61. UMK zur Beschlussfassung vorgelegt werden konnte.

2.2 Akkreditierung und Notifizierung von Prüflaboratorien und Messstellen im gesetzlich geregelten Umweltbereich

Die Verwaltungsvereinbarung über den Kompetenznachweis und die Notifizierung von Prüflaboratorien und Messstellen im gesetzlich geregelten Umweltbereich (BAnz. Nr. 220 vom 26. Nov. 2002) legt fest, welche Anforderungen an die Gewährung einer Akkreditierung und Notifizierung als Grundlage für den Kompetenznachweis zu stellen sind.

Im Zusammenhang mit dem Abschluss dieser Vereinbarung hatte der BLAC den AK Fachfragen und Vollzug (AK FV) beauftragt, ein Fachmodul für den Bereich Chemikaliensicherheit zur Ergänzung und Präzisierung der materiellen Anforderungen der DIN EN ISO/IEC 17025 an Prüflaboratorien für eine behördlich anerkannte Kompetenz zu erarbeiten.

Der AK FV hat dem BLAC auf der Beratung am 3./4. April 2003 zum Bearbeitungsstand berichtet und zur Herbstsitzung 2003 einen weitgehend fertiggestellten Entwurf des Fachmoduls vorgelegt. 

Das Fachmodul regelt die Anforderungen an die Qualität von Untersuchungsstellen im stoffbezogenen, chemikalienrechtlich geregelten Bereich, insbesondere im Bereich der Chemikalienverbotsverordnung. Es macht Aussagen zur Sachkunde, Zuverlässigkeit und zur gerätetechnischen Ausstattung der Untersuchungsstellen. Weiterhin enthält es Anforderungen an die zuständige Behörde und beschreibt den Ablauf der Kompetenzfeststellung. In seinen Anhängen sind bereichsspezifische Anforderungen an die Kompetenzfeststellung sowie eine Sammlung analytischer Prüfverfahren aufgeführt.
Nach endgültiger Abstimmung zwischen den Ländern ist vorgesehen, die Genehmigung für seine Veröffentlichung zu beantragen und seine Anwendung durch die Länder zu empfehlen.
2.3 Umsetzung des Weißbuches der Europäischen Gemeinschaften

Die 60. UMK hat den BLAC beauftragt, eine Arbeitsgruppe unter Vorsitz des BLAC-Vorsitzenden einzurichten, die den Prozess der Umsetzung des EG-Weißbuches in europäische Rechtsnormen (REACH-Verordnung) begleitet, eine gemeinsame Position erarbeitet und der 62. UMK abschließend berichtet. 

Unter Leitung des BLAC-Vorsitzenden hat die ad hoc-AG zweimal getagt und sich auf die inhaltlichen Schwerpunkte des Berichtes verständigt, wobei insbesondere die für die Bundesländer wichtigen Fragen zum Vollzug herausgearbeitet werden sollen:
· Positive Auswirkungen, Defizite und offene Fragen im Umwelt- und Gesundheitsschutz

· Vollzugsfragen und Vollziehbarkeit

· Zugang zu Informationen 

· Nationale Handlungsspielräume

· Wertschöpfungsketten, Fallbeispiele

Der BLAC hat auf seiner 14. Beratung am 07./08.2003 den von der ad hoc-AG auf der Grundlage des Konsultationspapiers der EU-Kommission vom Mai 2003 erarbeiten Zwischenbericht zur Kenntnis genommen und die AG gebeten, den Bericht den aktuellen Entwicklungen im Rechtsetzungsprozess anzupassen und bereits im Vorfeld der Berichterstattung an die 62. UMK eine weitestgehende Abstimmung vorzunehmen. 
2.4 Eckpunktpapier des BMU zu F-Gasen/ Chemikalien-Klimaschutzverordnung

Mit der Ratifizierung des Kyoto-Protokolls ist die Bundesrepublik Deutschland zur Reduzierung treibhausrelevanter Emissionen verpflichtet. Neben den klassischen Anlagenemissionen werden auch Produktemissionen fluorierter Treibhausgase (F-Gase) in das Klimaschutzprogramm einbezogen.

Das dazu erarbeitete Eckpunktpapier des BMU zur Umsetzung des Nationalen Klimaschutzprogramms vom Sept. 2002 bildete die Grundlage der Beratung des BLAC auf seiner 13. Sitzung im Frühjahr 2003 zum Vorhaben des BMU, mit einer sog. „Chemikalien-Klimaschutzverordnung“ ordnungsrechtlich regelbare Maßnahmen zur Reduzierung der F-Gasemissionen zu ergreifen, gleichzeitig aber auch die Potentiale von Selbstverpflichtungen der Wirtschaft zu prüfen.

Der BLAC kam zu dem Schluss, dass derzeit eine weitere Befassung im BLAC nicht notwendig ist. 

2.5 Einbindung des (Außen-, Binnen-, Einzel-) Handels in die Chemikalienpolitik

Zur effektiven Durchsetzung des Chemikalienrechts, insbesondere im Einzelhandel, beriet der BLAC über Möglichkeiten zur verstärkten Zusammenarbeit mit den in der Handelskette vorgelagerten Distributeuren. Der AK Fachfragen und Vollzug hat dazu Schwerpunkte für ein Gespräch zwischen dem BLAC und Vertretern von Handelsverbänden erarbeitet. Der BLAC wird zur 15. Beratung mit dem Informationsaustauch mit Handelsverbänden beginnen.
3.
Vollzugsrelevante Themen

3.1 Leitlinien zum Vollzug des Chemikalienrechts
Seit Mitte 2003 sind die sog. Leitlinien zum Vollzug des Chemikalienrechts passwortgeschützt in das Internet eingestellt worden. Die Leitlinien sind ein Angebot zur Unterstützung der Vollzugsbehörden. 

Zur Pflege und Erweiterung durch den AK Fachfragen und Vollzug ist festgelegt, dass neue Beiträge vom jeweiligen Bundesland zum Einstellen in das Internet an das BLAC-Vorsitzland und gleichzeitig per E-Mail allen AK-Mitgliedern zur Kenntnis übersandt werden. Für die Richtigkeit und Rechtmäßigkeit der zur Einstellung eingereichten Beiträge sowie zur Aktualisierung der eingestellten Beiträge ist das „Urheber“-Bundesland verantwortlich.
Noch in den Leitlinien vorhandene Lücken werden entsprechend dem Bedarf und der vorhandenen personellen Möglichkeiten durch geeignete Beiträge geschlossen.
3.2  Gemeinsamer Fragenkatalog für die Sachkunde nach Chemikalien-Verbotsverordnung
Die 31. ACK hat der Veröffentlichung des Gemeinsamen Fragenkatalogs der Länder für die Sachkundeprüfung nach § 5 ChemikalienVerbotsV (GFK) mit dem zugehörigen Fundstellenverzeichnis mit Antworten und dem Konzept zur Pflege des GFK zugestimmt.

Der GFK ist im öffentlichen Teil der Internetadresse des BLAC abrufbar. Dort befindet sich auch ein Hinweis auf die Bekanntmachung des BMU „Hinweise und Empfehlungen zum Sachkundenachweis gem. § 5 der Chemikalien-Verbotsverordnung vom 22.12.1999 für die Durchführung der Prüfung.

Der GFK ist kein abgeschlossenes Dokument, sondern unterliegt in Folge der Rechtsentwicklung fortlaufenden, durch den BLAC zu realisierenden Aktualisierungen. Die Federführung bei der Aktualisierung des GFK hat das Land Brandenburg übernommen.

3.2 FCKW
Die VO (EG) 2037/2000 über Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht führen, ist am 1. Oktober 2000 in Kraft getreten. Hierzu wurden im BLAC, AK FV und AK Recht eine Reihe von Fragen und Vollzugsproblemen mit dem Ziel des einheitlichen Vollzugs beraten,  wie z. B.

· Zuständige Behörden; Zusammenarbeit mit dem Zoll, Mitwirkungsakte

· Auskunftsersuchen der Komm. Zu Art. 11 der VO

· Halonanwendungen in Deutschland, Ersatzfeuerlöscher

· Export von Kälte-Aggregaten

· Anforderungen an Dichtheitsprüfungen und Qualifikationen

· Sanktionsmöglichkeiten

3.3 Regelungen zu Bioziden 

Der BLAC und seine AK haben in ihren Beratungen den Vollzug der Biozidregelungen vorbereitet und die Bundesbehörden um Unterstützung bei der Interpretation von Grenzfällen gebeten. Noch nicht geklärt ist, ob eine zentrale Stelle zur Sammlung von Entscheidungen  und Erkenntnissen aus dem Vollzug geschaffen werden kann, auf die die Vollzugsbehörden Zugriff haben. Die Bitte zur Prüfung ist besonders an die BAuA gerichtet. Durch die BAuA wurden die BLAC-Mitglieder auf den Beratungen über den Stand der Biozidregelungen informiert.
3.4 Anhang zu § 1 ChemVerbotsV 

Insbesondere das massive Angebot von doppelwandigen Artikeln, gefüllt mit gefährlichen Flüssigkeiten, im Einzelhandel zur Abgabe an den privaten Verbraucher veranlasste umfangreiche Kontrollprogramme in den Ländern und Informationskampagnen zur Warnung der Bevölkerung. Da es sich zumeist um Fernost-Importe handelte, bildeten Fragen zur Zusammenarbeit mit Zoll, Importeuren und Großhändlern Schwerpunkte der Beratungen. Auch die Überlagerung mit anderen Rechtsbereichen infolge der Zersplitterung des Chemikalienrechts erforderte intensiven Informationsaustausch und Abstimmung zwischen den Ländern.

Ein weiterer Schwerpunkt waren Fragen im Zusammenhang mit dem Handel mit Chemikalien via Internet. Hier vertreten die Länder die Auffassung, dass hier die gleichen Anforderungen zu gelten haben wie im Einzelhandel. 

3.5 Gute Laborpraxis
Der AK GLP hat im Berichtszeitraum einmal getagt. Schwerpunkte der Beratung waren:

· Die zunehmende Nutzung der elektronischen Medien für GLP-Prüfungen und die damit einhergehende elektronische Kommunikation und die Konsequenzen für die Überwachung,

· die möglichen Auswirkungen der Anforderungen an Prüfungen und Analysen auf das GLP-System auf nationaler und internationaler Ebene im Rahmen der neuen Chemikalienpolitik (REACH).


· die Umsetzung des 13. OECD-Konsensdokuments zur Anwendung der GLP-Grundsätze bei Muli-Site-Prüfungen und Erarbeitung des Handbuchs zur Überwachung 


· Verständigung auf zahlreiche Interpretationen und Anpassungen an die Entwicklung  in den Prüfeinrichtungen (z. B. Globalisierung der Prüfungen, papierloses Arbeiten, Akzeptanz von fremdsprachiger Unterlagen) auch mit dem Ziel unnötige Hemmnisse ohne Abstriche bei den GLP-Grundsätzen zu beseitigen.



